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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. Januar 1961 

9 — 91000 — 4273/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 223. Sitzung am 23. September 
1960 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Drucksache 2383 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Das Allgemeine Eisenbahngesetz vom 29. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S, 225, 438) wird wie folgt 
geändert: 

§ 6 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Ziel der Tarifpolitik der öffentlichen Eisenbahnen 
ist, gleichmäßige und volkswirtschaftlich vertretbare 
Tarife für alle Eisenbahnen zu schaffen und sie den 
Bedürfnissen des Verkehrs und der Wirtschaft an- 
zupassen." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

§ 6 Abs. 1 Satz 1 soll geändert werden, weil die 
Verpflichtung der Eisenbahnen, ihre Tarife an die 
Bedürfnisse der anderen Verkehrsträger anzupas- 
sen, eine einseitige Belastung der Eisenbahnen des 
Öffentlichen Verkehrs bedeutet, die kein Gegenstück 
im Recht der beiden anderen Binnenverkehrsträger 
Binnenschiffahrt und Güterkraftverkehr hat. 

* 

Dem Bund, den Ländern und Gemeinden entstehen 
durch den Vollzug dieses Gesetzes keine Kosten. 
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